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Als die Verhandlungen der P5+1 (die fünf ständigen 
Vertreter des UN-Sicherheitsrates China, Frankreich, 
Großbritannien, USA, Russland sowie Deutschland) über 
das iranische Atomprogramm im Juli 2015 im so genann-
ten Joint Comprehensive Plan of Action (JCPoA) erfolg-
reich abgeschlossen waren, wuchsen die Hoffnungen 
auf eine Stabilisierung des fragilen Nahen und Mittleren 
Ostens. Die Gefahr einer Nuklearmacht Iran war vorerst 
eingedämmt. Die Verhandlungspartner sahen im JCPoA 
einen entscheidenden diplomatischen Durchbruch, Iran 
wieder in die internationale Gemeinschaft zu integrieren, 
wirtschaftliche Beziehungen zu forcieren und regionale 
Spannungen zu reduzieren.
Saudi-Arabien teilte diese Sichtweise nicht, da es im 
JCPoA die Eindämmung des iranischen Regionaleinflus-
ses vermisst. Die saudische Führung zeigte zwar Interesse 
daran, das iranische Atomprogramm zu regulieren, zu 
kontrollieren und zu stoppen. Doch betrachtete sie den 
JCPoA als einen Freifahrtschein für das iranische Regime, 
weiter seine expansionistische Regionalpolitik im Irak, in 
Syrien, dem Jemen, Bahrain oder im Libanon vorantrei-
ben zu können. Dies läuft den saudischen Sicherheitsin-
teressen entgegen. Nach saudischer Lesart hatten es die 
Verhandlungspartner mit US-Präsident Barack Obama an 
der Spitze zugelassen, die aggressive iranische Regional-
politik in der direkten Nachbarschaft Saudi-Arabiens zu 
legitimieren. Die Kritik an den westlichen Verhandlungs-
partnern fiel hart aus: Sie hätten nur darauf gedrängt, 
den JCPoA abzuschließen und dafür einen Minimalkon-
sens akzeptiert, sich aber in Bezug auf Irans Einfluss im 
direkten Herrschaftsgebiet Saudi-Arabiens auf beiden 
Augen blind gezeigt.
Deswegen nahm nach dem erfolgreichen Abschluss der 
Nuklearverhandlungen die Dämonisierung Irans in Sau-
di-Arabien deutlich zu. Sie dominiert die saudische Aus-
senpolitik der seit Januar 2015 herrschenden politischen 
Führung um König Salman und seinem jüngsten Sohn 
Mohammad bin Salman, der zumeist MbS genannt wird. 
Dabei ist er die treibende politische Kraft im Königshaus, 
während der greise Salman eher im Hintergrund agiert 
und seine schützende Hand über seinen Lieblingssohn 
hält. Als direkter Thronfolger und Verteidigungsminister 
sowie Architekt des ambitionierten Programms zur wirt-
schaftlichen Modernisierung bestimmt MbS die Leitlinien 
saudischer Innen- und Außenpolitik. Er gilt als „Prince 
Everything“ und als Hoffnungsträger. Sohn wie Vater eint 
das Ziel, den iranischen Regionaleinfluss einzudämmen. 
Die saudische Führung fürchtet, von iranisch kontrollier-
ten Feinden umzingelt zu werden, was das Überleben der 
Herrscherfamilie gefährdet. Das wollen sie unter allen 
Umständen verhindern, indem sie Gestaltungsspielraum 
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Durch den US-Ausstieg aus dem Atomabkommen mit Iran sieht sich Saudi-Arabien 
als Regionalmacht gestärkt. Doch dies könnte sich als trügerische Wahrnehmung er-
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als Regionalmacht zurückgewinnen. Aus ihrer Sicht hat 
Iran aus den Krisen und Umbrüchen in der arabisch-
islamischen Welt der letzten Jahre und Jahrzehnte am 
meisten Kapital geschlagen – auf Kosten des Königreichs. 
Dies habe zu einer massiven Präsenz Irans in der direkten 
Umgebung Saudi-Arabiens geführt. Somit stilisiert MbS 
Iran zur Projektionsfläche saudischer Bedrohungsäng-
ste und wählt deswegen martialische Worte, vergleicht 
Revolutionsführer Ayatollah Ali Khamenei mit Hitler und 
sieht Iran gemeinsam mit den Muslimbrüdern und dem 
Jihadismus als Teil des „Dreiecks des Bösen“.1 Auf inter-
nationaler Bühne will MbS dem Westen seine Fehler im 
Umgang mit Iran vor Augen führen, indem mit intensiver 
Lobbyarbeit in Washington, Paris und London anti-irani-
sche Kräfte in Politik und Medien gestärkt werden.2 Dazu 
gehört auch US-Präsident Trump. Umso erfreuter zeigte 
sich die saudische Regierung, als dieser am 8. Mai 2018 
ankündigte, den JCPoA zu verlassen.3
Entfremdung und Krise:  
Saudi-Arabien und die USA unter Obama
Für das saudische Königshaus spielen enge und vertrau-
ensvolle Beziehungen zu den USA seit Jahrzehnten eine 
wesentliche machtsichernde Rolle. Die USA fungieren als 
Sicherheitsgarant des saudischen Königshauses. Insbe-
sondere nach der Iranischen Revolution 1979 intensivierte 
sich das saudisch-amerikanische Verhältnis, da beide in 
der Islamischen Republik eine existenzielle Bedrohung 
sahen. 
Doch der US-amerikanische Einmarsch im Irak 2003 
und der damit verbundene Sturz Saddam Husseins 
stellten diese Partnerschaft auf eine harte Probe: Der Irak 
unter Hussein hatte eine Pufferfunktion gegen Iran ein-
genommen und dadurch Saudi-Arabien Schutz geboten. 
Durch dessen Sturz fiel dieser Puffer weg und Irans Ein-
fluss im Irak weitete sich zunehmend aus. Diese Entwick-
lung schürte das Bedrohungsempfinden in Riad vor Iran 
und belastete das saudisch-amerikanische Verhältnis.
Der saudische Vorwurf war eindeutig: Die USA hätten 
Iran den Irak auf einem Silbertablett serviert. Und als 
dann Trumps Vorgänger Obama während der „Arabi-
schen Umbrüche“ 2010-2011 eine Nahostpolitik verfolgte, 
die saudischen Interessen entgegenlief, nahm der Zorn 
auf die USA im Königshaus weiter zu. Obama hatte den 
langjährigen Partner Saudi-Arabiens, Ägyptens Präsident 
Hosni Mubarak, nicht vor seiner Absetzung bewahrt, was 
die saudische Führung als Zeichen dafür deutete, sich 
ebenfalls der US-amerikanischen Unterstützung nicht 
gewiss sein zu können. Gleichzeitig habe Obama nicht 
massiv auf den Fall des syrischen Präsidenten Baschar 
al-Assad gedrungen.
Beides bewertete die saudische Führung als strategi-
schen Fehler. Als Nutznießer galt Iran, der das entstan-
dene Machtvakuum in der arabischen Welt zunehmend 
füllte. So konnte die Islamische Republik nach Irak auch 
den Einfluss in Syrien ausbauen, suchte zeitweise die 
Nähe zur islamistischen Regierung in Ägypten unter Mu-
baraks Nachfolger Mohammed Mursi und intensivierte 
die Zusammenarbeit mit der libanesischen Hisbollah. Der 
Albtraum Saudi-Arabiens vor einer Einkreisung durch 
iranische Vasallen nahm immer weiter Gestalt an und 
wurde von den USA nicht aufgehalten. Der Abschluss des 
JCPoA wirkte dann als negativer Höhepunkt der saudisch-
amerikanischen Entfremdung: Mehr denn je fühlte sich 
Riad von Obama verraten und verkauft.4 
Alte Partner, neue Liebe:  
Saudi-Arabien und die USA unter Trump
Das Ende der Präsidentschaft Obamas und die Wahl 
Trumps wurden daher in Saudi-Arabien als Neubeginn 
euphorisch gefeiert. Mit der Aufkündigung des JCPoA 
erfolgte schließlich ein weiterer Schritt zur bilateralen 
Wiederannäherung. Trump und MbS ähneln sich in ihrer 
strikten Ablehnung Irans, was den dunklen Schatten der 
Ära Obama verblassen lässt. 
So wird Trump im Gegensatz zum „Iran-Freund“ 
Obama als Vertreter saudischer Interessen wahrge-
nommen, der sich ebenso kompromisslos gegenüber 
der Islamischen Republik zeigt wie MbS. Das schweißt 
zusammen: Trumps erster Auslandsbesuch führte ihn im 
Mai 2017 nach Riad, was dort als symbolisches Zeichen 
der Loyalität gewertet wurde. Immerhin hatte Trump in 
seiner Riader Rede der saudischen Führung aus der Seele 
gesprochen: „Vom Libanon über den Irak bis nach Jemen: 
Iran liefert Waffen und trainiert Terroristen, Milizen und 
andere extremistische Gruppen, die Zerstörung und Cha-
os in der Region verbreiten.“5 In Saudi-Arabien wird der 
Besuch sowie die Aufkündigung des Nuklearabkommens 
auch als Folge der saudischen Einflussnahme auf die US-
Administration gewertet. Beides ist Bestandteil einer breit 
angelegten Anti-Iran-Strategie, für die MbS die Unterstüt-
zung der USA braucht. Gemeinsam mit den Vereinigten 
Arabischen Emiraten (VAE) hatte die saudische Führung 
monatelang in persönlichen Treffen, Gesprächen und 
intensiven PR-Kampagnen in Washington anti-iranische 
Lobbyarbeit betrieben. Teil dessen waren u.a. persönliche 
Treffen zwischen MbS und dem Schwiegersohn Trumps, 
Jared Kushner, sowie der Einfluss des Botschafters der 
VAE in Washington, Yousef al-Otaiba.6
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Regionalpolitisch hat die Unterstützung Trumps das 
konfrontative Vorgehen Saudi-Arabiens verstärkt. Das 
zeigt sich insbesondere beim militärischen Einsatz im 
Jemen, der sich gegen die Huthis richtet, die angeblich 
massiv aus Iran unterstützt werden, wie Riad behauptet. 
Mehr denn je setzt MbS, der als Verteidigungsminister 
für die Jemen-Intervention verantwortlich ist, auf einen 
militärischen Sieg über die Huthis. Auch die Blockade 
gegen das Nachbaremirat Katar, welche im Juni 2017 
federführend von Saudi-Arabien und den VAE sowie 
unter Mitwirkung Ägyptens und Bahrains initiiert wurde, 
ist ein Zeichen des saudischen Konfrontationskurses und 
begann wenige Wochen nach Trumps Stippvisite in Riad.7 
So wird vermutet, die saudische Führung habe seinen 
Besuch als Blankoscheck aufgefasst, um sich gegen Katar 
zu wenden. Ziel der Blockade ist es, u.a. Katars angeb-
liche enge Bindung an Iran zu brechen.8 Ebenso gilt der 
zwischenzeitliche Rücktritt des libanesischen Minister-
präsidenten Saad Hariri, den er im November 2017 in der 
saudischen Hauptstadt verkündete, als Versuch von MbS, 
die iranische Unterstützung der Hisbollah zu brandmar-
ken. Damit sollte die Aufmerksamkeit der internationalen 
Gemeinschaft auf die iranische Einflussnahme im Liba-
non gelenkt und die anti-iranische Front gestärkt werden. 
Innenpolitisch fühlt sich MbS ermutigt, die Dämoni-
sierung Irans zu intensivieren: Die Islamische Republik 
wird als nationales Feindbild instrumentalisiert.9 Damit 
will MbS auch gegenüber der eigenen Bevölkerung seine 
Reputation stärken, indem er sich als kompromissloser 
Anführer im Konflikt mit Iran präsentiert, der weder die 
Konfrontation noch die Provokation scheut. Mit seinen 33 
Jahren ist er ein Vertreter der mehrheitlich jungen Bevöl-
kerung (70 Prozent sind unter 30 Jahren) und sieht sich 
als deren Sprachrohr. MbS will ihr ein Vorbild an Kraft, 
Dynamik und Entschlussfreude sein, das mit alten Mus-
tern bricht. Sein Ziel ist es, die Reihen zu schließen und 
einen saudischen Nationalismus heraufzubeschwören.10 
Auch dafür braucht er die Unterstützung Trumps.
Alte Gefahren unter neuen Vorzeichen
Doch Trump könnte das in ihn gesetzte Vertrauen 
enttäuschen. Dafür gibt es bereits erste Anzeichen: So 
positioniert er sich in der Katar-Blockade keineswegs ein-
seitig auf Seiten Saudi-Arabiens und den VAE, was beide 
Regierungen zunehmend irritiert. Die Anerkennung Jeru-
salems als israelische Hauptstadt und die damit verbun-
dene Verlegung der US-Botschaft von Tel Aviv wurde vom 
saudischen König Salman verurteilt.11 Immerhin prä-
sentierte sich Saudi-Arabien in der Vergangenheit auch 
als Schutzpatron der Palästinenser und hatte Vermitt-
lungsversuche angeregt, den israelisch-palästinensischen 
Konflikt diplomatisch beizulegen.12 Die Entscheidung 
Trumps unterminiert damit Saudi-Arabiens Image in der 
arabisch-islamischen Welt, sich für die unterdrückten 
Palästinenser einzusetzen.
Und auch die Entscheidung Trumps, das Nuklear-
abkommen aufzukündigen, dient hauptsächlich seinen 
Interessen. Sein Credo lautet „America first“, nicht „Saudi 
Arabia first“ und bringt damit Saudi-Arabien in ein dop-
peltes Dilemma: Zum einen könnte Iran seine Urananrei-
cherung wieder aufnehmen. Iranische Offizielle deuteten 
dies bereits an.13 Damit würde die nukleare Bewaffnung 
Irans erneut zum Thema und zur Bedrohung der sau-
dischen Interessen werden. Zum anderen besteht das 
Risiko, dass die Anti-Iran-Politik der USA keineswegs eine 
Eindämmung der regionalen Aktivitäten der Islamischen 
Republik zur Folge hat, sondern stattdessen zu deren 
Intensivierung führt. 
Innerhalb Irans könnten politische Kräfte, die sich 
in der Vergangenheit durchaus kritisch gegenüber dem 
Annäherungskurs der Regierung von Präsident Hassan 
Rouhani an die internationale Gemeinschaft gezeigt 
haben, Auftrieb erlangen. Dies gilt insbesondere für die 
Revolutionsgarden, die hauptverantwortlich für die 
iranischen Aktivitäten in Syrien, dem Irak und Jemen 
sind. Das hätte zur Folge, dass Saudi-Arabiens Hauptziel, 
den iranischen Regionaleinfluss zurückzudrängen, nicht 
erreicht würde. 
Ganz im Gegenteil: Die Verhärtung der US-amerikani-
schen Position könnte zu einer iranischen Gegenreaktion 
und damit zu einer Verschärfung der politischen Konflikt-
situation in der Region führen, was saudische Sicherheits-
interessen direkt tangieren und das Risiko einer militä-
rischen Konfrontation zwischen Iran und Israel erhöhen 
würde. In diesem Fall wäre auch MbS gezwungen, sich 
z.B. in Syrien oder Jemen militärisch noch mehr zu enga-
gieren und könnte gleichzeitig durch die Huthis, die His-
bollah und andere iranisch unterstützte Gruppierungen 
noch stärker als bisher bedroht werden; das Königreich 
befände sich im Zentrum des Konflikts. Somit profitiert 
Saudi-Arabien zwar kurzfristig von Trumps Entscheidung, 
könnte aber langfristig eher darunter leiden. 
Innenpolitische Folgen: Risiken für MbS
Eine zunehmende Eskalation durch eine ausgeweitete ira-
nische Regionalpolitik hätte auch direkte Auswirkungen 
auf die Machtposition des Kronprinzen und würde den 
Druck auf ihn massiv erhöhen: Zum einen stünde seine 
Reputation als „starker Anführer“ zur Disposition. Zum 
anderen wäre sein Plan, die Kosten für Irans Regional-
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politik so hoch zu treiben, dass ein iranischer Rückzug 
aus der saudischen Einflusssphäre unumgänglich wird, 
gescheitert. Bereits jetzt zeigt dieses Vorgehen kaum 
Erfolge: Im Jemen hat sich die Zusammenarbeit zwischen 
den Huthis und iranischen Kräften in den letzten Mona-
ten sogar noch ausgeweitet. Je stärker MbS die Huthis als 
fünfte Kolonne Irans bezeichnete, desto mehr scheinen 
diese in die Arme Irans getrieben worden zu sein. Auch 
die Katar-Krise konnte nicht im Sinne Saudi-Arabiens 
beigelegt werden. Der kleine Nachbarstaat kann offenbar 
die Blockade ohne gravierende wirtschaftliche Probleme 
meistern, was auch einer Annäherung an Iran auf wirt-
schaftlicher Ebene geschuldet ist.14 Und zuletzt hat die 
Aktion, den libanesischen Premierminister Hariri seinen 
temporären Rücktritt aus Riad verkünden zu lassen und 
die Hisbollah für die fragile Situation im Libanon zur 
Verantwortung ziehen zu wollen, nicht den erwünschten 
Effekt mit sich gebracht. Kurz: Je mehr Saudi-Arabien 
versucht, den Iran zu schwächen, desto mehr scheint der 
Rivale an Schlag- und Strahlkraft zu gewinnen – für MbS 
ein inakzeptabler Zustand.
Langfristiger pragmatischer Ansatz:  
Einwirkung auf die USA
Deswegen sollte die saudische Führung interessiert daran 
sein, die aufgeheizte Lage zu entschärfen und nicht weiter 
zu eskalieren. Wenn Saudi-Arabien verhindern möchte, 
dass Iran sein Nuklearprogramm wieder aufnimmt und 
gleichzeitig seine regionalpolitischen Ambitionen ausbaut, 
sollte es auf seinen engsten Verbündeten, die USA, einwir-
ken, um den Beginn neuer Verhandlungen über ein modi-
fiziertes Atomabkommen zu initiieren. Dieses Abkommen 
sollte zum Ziel haben, die regionalen Hegemonialam-
bitionen Irans einzudämmen. Je geringer das Interesse 
Trumps an einem „Plan B“15 erscheint, desto wichtiger 
wäre es für Saudi-Arabien, auf diese Alternative hinzuwir-
ken. Denn der aktuelle „Plan A“, der über die unilaterale 
Entscheidung, das JCPoA aufzukündigen, nicht hinaus-
geht, widerspricht saudischen Sicherheitsinteressen. MbS 
sollte sich also nicht darauf verlassen, Trump als einen 
loyalen Bündnispartner zu sehen.
Doch ohne den US-amerikanischen Schutz wird Saudi-
Arabien keinen offenen Konflikt mit Iran suchen. Dem-
nach muss Saudi-Arabiens Führung eine eigene Strategie 
verfolgen, in der die Vereinbarung über ein neues Atom-
abkommen oberste Priorität haben sollte. MbS könnte auf 
diesem Wege versuchen, eine politische Lösung anzu-
streben, und gleichzeitig den Druck auf Iran erhöhen. Er 
könnte somit Saudi-Arabien als ehrlichen Makler und 
als pragmatischen Vermittler präsentieren und darüber 
hinaus eigene Sicherheitsinteressen verfolgen. Dass ein 
solches Szenario unter den jetzigen Bedingungen ein 
komplizierter und langwieriger Prozess werden wird, ist 
offensichtlich, da kaum Spielraum für einen politischen 
Konsens besteht. 
Es erscheint jedoch möglich, dass sich ein solcher 
Spielraum für eine iranisch-saudische Annäherung im 
Irak eröffnen könnte. Dort will Saudi-Arabien wieder an 
Einfluss gewinnen und Irans seit 2003 omnipräsente Rolle 
abschwächen. Allerdings wählt MbS eine deutlich weni-
ger konfrontative und weitaus pragmatischere Strategie 
als z.B. im Jemen. Seit dem Einmarsch Saddam Husseins 
in Kuwait 1991 existierten zwischen beiden Ländern 
keine diplomatischen Beziehungen mehr. Diese wur-
den 2016 wieder aufgenommen.16 Ebenso empfing MbS 
mehrfach den schiitischen Prediger Muqtada as-Sadr zu 
Gesprächen in Riad17, eröffnete ein Konsulat in Basra und 
gründete eine irakisch-saudische Wirtschaftskommissi-
on.18 Dabei vermeidet er bisher die offene Konfrontation 
mit Iran, sodass durchaus vorsichtige Hoffnung auf eine 
pragmatische Politik auf Basis einer konfliktvermeiden-
den Koexistenz besteht. Diese Annäherung könnte als 
vertrauensbildende Maßnahme dienen, um anschließend 
über ein modifiziertes Nuklearabkommen ins Gespräch zu 
kommen. 
Deutschlands Einflussmöglichkeiten:  
Minimal aber existent
Für Deutschland erscheinen die Einflussmöglichkeiten ge-
ringer denn je, nach der Aufkündigung des JCPoA durch 
die USA konfliktentschärfend einzuwirken. Der Bruch mit 
den USA bringt die Bundesrepublik in eine sensible Situ-
ation: Einerseits möchte man das Nuklearabkommen als 
diplomatische Errungenschaft aufrechterhalten und sucht 
deswegen die Nähe zu Iran. Andererseits wird dieses 
Verhalten nicht nur in den USA, sondern auch in Saudi-
Arabien als Misstrauensvotum gewertet. Auch deswegen 
befinden sich die saudisch-deutschen Beziehungen seit 
November 2017 in einer diplomatischen Krise.19
Doch in dieser Krise liegt auch eine Chance: Gerade 
aufgrund dieser Zerwürfnisse sollte Deutschland umso 
mehr versuchen, in Saudi-Arabien und den VAE für ein 
modifiziertes Atomabkommen zu werben. Ein solches 
Vorgehen könnte eng mit Frankreich abgestimmt werden. 
Ein hochrangiger politischer Besuch in Saudi-Arabien und 
den VAE könnte dazu beitragen, gemeinsame Interessen 
nach der Aufkündigung des Atomabkommens zu diskutie-
ren, verloren gegangenes Vertrauen wiederherzustellen 
und der saudischen Führung das Gefühl geben, in die 
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strategischen Überlegungen Europas beim Umgang mit 
Iran einbezogen zu werden. 
Deutschland und Frankreich sollten betonen, dass 
es auch in ihrem Interesse liegt, ein neues Abkommen 
anzustreben. Immerhin zeigt man sich in Berlin und Paris 
ebenfalls besorgt über die iranischen Regionalambitionen. 
Saudi-Arabien und die VAE könnten aufgrund der Nähe 
zu Trump als Vermittler eines solchen Vorhabens fungie-
ren und somit eng in den politischen Austausch einge-
bunden werden. Gleichzeitig könnte die Bundesrepublik 
gemeinsam mit Frankreich die saudische Politik im Irak 
unterstützen, um damit zu verdeutlichen, dass pragma-
tische saudische Regionalpolitik durchaus honoriert und 
geschätzt wird.
Sebastian Sons ist Associate Fellow im Programm Naher 
Osten und Nordafrika der DGAP.
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